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Zukunft Soziale Marktwirtschaft 

Künftig müssen weniger Erwerbstätige mehr erwirtschaften, um das vergangene 

Wachstum des Lebensstandards zumindest aufrecht zu erhalten. Dafür müssen Pro-

duktivität und Innovationskraft in Deutschland stärker zulegen als bisher – andernfalls 

droht eine Halbierung des Potenzialwachstums bis 2035. Doch die erforderlichen An-

strengungen unterscheiden sich deutlich zwischen den Bundesländern. 

 

 

In nahezu allen Industrienationen nimmt das 

Wachstum der Arbeitsproduktivität ab. Dies gilt 

gleichermaßen für Deutschland (vgl. SVR, 2018). 

Doch durch den demografischen Wandel könnte 

sich die Abnahme des Produktivitätswachstums 

in Deutschland besonders stark auswirken. Denn 

in Zukunft müssen immer weniger Erwerbstätige 

immer mehr erwirtschaften – sie müssen also 

produktiver werden, um das derzeitige Wachs-

tum des Lebensstandards zumindest zu halten. 

Doch nicht allein der demografische Wandel 

stellt uns vor neue Herausforderungen. Auch die 

Megatrends der Globalisierung und Digitalisie-

rung führen zu Veränderungen in ganzen Wirt-

schaftsbereichen. Je nach Bevölkerungs- und 

Wirtschaftsstruktur betreffen diese Herausforde-

rungen die deutschen Bundesländer in unter-

schiedlichem Maße. 

Wie stark sind die einzelnen Bundesländer 

schon jetzt von diesen Trends betroffen, welche 

Entwicklungen sind in der Zukunft zu erwarten? 

In der Studie „Wachstum und Produktivität 2035 

– Innovations- und Produktivitätslücken auf 

Ebene der Bundesländer“ wird diese Frage mit-

hilfe mehrerer Szenarien für die deutschen Bun-

desländer bis in das Jahr 2035 näher untersucht. 

Die Studie knüpft damit an die Arbeiten von 

Grömling (2017) für Deutschland an. 

In einem Basisszenario, welches die aktuellen 

Entwicklungen für jedes Bundesland bis ins Jahr 

2035 fortschreibt, zeigen wir auf, welches poten-
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tielle Wirtschaftswachstum und ein damit einher-

gehender Anstieg des Lebensstandards zu er-

warten ist. In den meisten Bundesländern ent-

steht eine sogenannte „Produktivitätslücke“. 

Diese gibt an, wie stark die Arbeitsproduktivität 

steigen muss, um den zukünftigen demografi-

schen Rückgang der Erwerbstätigen zu kompen-

sieren. Hiervon sind insbesondere die ostdeut-

schen Flächenländer betroffen. Aber auch die 

strukturschwä-

cheren west-

deutschen Bun-

desländer Saar-

land und Rhein-

land-Pfalz ste-

hen vor ähnlich 

großen Heraus-

forderungen. 

In einem weite-

ren Szenario un-

tersuchen wir, 

was getan wer-

den muss, um 

eine Anglei-

chung der Le-

bensverhält-

nisse zwischen 

Ostdeutschland 

und den (teil-

weise) strukturschwachen westdeutschen Bun-

desländern Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, 

Saarland und Schleswig-Holstein, herbeizufüh-

ren – und diese Anstrengungen sind erheblich. 

Die sogenannte Totale Faktorproduktivität (TFP), 

ein Maß für das technologische Niveau und die 

Innovationskraft, muss teilweise mehr als doppelt 

so stark steigen wie in der Vergangenheit, um 

die entstehende „Innovationslücke“ zu schließen 

und die Angleichung der Lebensverhältnisse zu 

erreichen. In diesem Policy Brief stellen wir die 

Kernergebnisse der o. g. Studie vor (vgl. Gill-

mann et al., 2019). 

Bestandsaufnahme für die deut-

schen Bundesländer bis 2017 

Wie sieht das Bild derzeit aus, wo stehen wir? 

Dazu betrachten wir die wirtschaftliche und de-

mografische Entwicklung der einzelnen Bundes-

länder von 1991 bis 2017. Als zentralen Indikator 

wählen wir den Lebensstandard, gemessen als 

preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (BIP) je 

Einwohner. 

Die deutschen Bundesländer unterscheiden sich 

deutlich im Niveau des Lebensstandards. So lag 

der bayerische Lebensstandard im Jahr 2017 um 

mehr als 16 Prozent über dem gesamtdeutschen 

Durchschnitt. Es folgen Baden-Württemberg (15 

Prozent über dem Durchschnitt) und Hessen (13 

Prozent über dem Durchschnitt). Die Stadtstaa-

ten nehmen wir von der Betrachtung aus, da de-

ren Wirtschaftsleistung erheblich durch Ein- und 

Auspendler beeinflusst ist. 

Markant ist die Entwicklung Ostdeutschlands. 

Während die ersten Jahre nach der Wiederverei-

nigung durch einen erheblichen Aufholprozess 

gekennzeichnet waren, ist der Angleichungspro-

zess seit jeher nur marginal vorangeschritten o-

der gar zum Erliegen gekommen (vgl. Ragnitz, 

2015, 2016), wie in Abbildung 1 dargestellt. 

Demnach kann auch fast 30 Jahre nach der Wie-

dervereinigung nicht von der „Angleichung der 

Lebensverhältnisse“ die Rede sein. Im Jahr 2017 

lag der Lebensstandard der ostdeutschen Flä-

chenländer um rund 29 Prozent unter dem Ni-

veau von Deutschland insgesamt. 

 

Abbildung 1: Niveau des Lebensstandards im Vergleich, 1991-2017 
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BIP-Wachstum bis 2017 

Eine entscheidende Bestimmungsgröße für den 

zukünftigen Lebensstandard ist das gesamtwirt-

schaftliche Wachstum. Wir betrachten hier den 

Zeitraum von 1996 bis 2017, um mögliche Son-

dereffekte nach der Wiedervereinigung auszu-

blenden. Über den gesamten Beobachtungszeit-

raum wuchs das preisbereinigte BIP in West-

deutschland um durchschnittlich 1,5 Prozent pro 

Jahr, in Ostdeutschland um durchschnittlich 

1,2 Prozent pro Jahr, sodass auch hier ein leich-

tes Auseinanderdriften beider Landesteile zu er-

kennen ist. 

Die Bundesländer unterscheiden sich markant in 

ihrer Wirtschaftsstruktur. So gilt Berlin als über-

durchschnittlich dienstleistungsorientiert, wäh-

rend etwa Baden-Württemberg den höchsten In-

dustrialisierungsgrad unter den deutschen Bun-

desländern aufweist. Diese wirtschaftsstrukturel-

len Unterschiede spiegeln sich unmittelbar im 

Wirtschaftswachstum wider. 

Spitzenreiter beim durchschnittlichen Wirt-

schaftswachstum ist das Bundesland Bayern, 

dessen Wirtschaft in den Jahren 1996 bis 2017 

durchschnittlich um 2,0 Prozent expandierte. Da-

rauf folgen Baden-Württemberg und Thüringen 

mit durchschnittlich 1,7 Prozent bzw. 1,6 Prozent 

jährlichem Zuwachs. Die Schlusslichter bilden 

Mecklenburg-Vorpommern (1 Prozent), Sach-

sen-Anhalt und das Saarland (jeweils 0,9 Pro-

zent). 

Demografische Entwicklung 

Abbildung 2 verdeutlicht die unterschiedliche de-

mografische Entwicklung zwischen der gesam-

ten Einwohnerzahl und der erwerbsfähigen Be-

völkerung (Personen im Alter von 15 bis 67 Jah-

ren) im Zeitraum 1996 bis 2017 für West- und 

Ostdeutschland. Zwei Entwicklungen sind hier 

besonders bemerkenswert. Erstens sind die Ge-

samtbevölkerung und die Bevölkerung im er-

werbsfähigen Alter in Ostdeutschland (mit Berlin) 

stärker geschrumpft als in den westdeutschen 

Bundesländern. In Westdeutschland ist die Be-

völkerungszahl gegenüber dem Jahr 1996 merk-

lich gestiegen, auch bedingt durch die seit 2015 

verstärkt eingesetzte Zuwanderung. 

Zweitens ist die Bevölkerung im erwerbsfähigen 

Alter der ostdeutschen Bundesländer insgesamt 

in viel stärkerem Maße geschrumpft als die Ge-

samtbevölkerung. In Ostdeutschland lebten im 

Jahr 2017 mehr als 1,3 Mio. Personen weniger 

als im Jahr 1996; dies entspricht einem Bevölke-

rungsrückgang von 7,7 Prozent. Die Zahl der 

Personen im erwerbsfähigen Alter sank im glei-

chen Zeitraum sogar um 1,9 Mio. Personen bzw. 

14,8 Prozent. Demge-

genüber stieg die Bevöl-

kerungszahl in West-

deutschland um mehr 

als 2,5 Mio. Personen 

bzw. 4,0 Prozent an; die 

Zahl der Personen im 

erwerbsfähigen Alter 

stieg marginal um etwa 

660.000 Personen bzw. 

1,4 Prozent – wobei hier 

die erhöhte Zuwande-

rung eine maßgebliche 

Rolle spielt. 

Noch größer sind die 

Unterschiede auf der Ebene der einzel-

nen Bundesländer. Während insbesondere die 

wirtschaftsstarken Bundesländer Bayern und Ba-

den-Württemberg sowie die Stadtstaaten Ham-

burg und Berlin in den 21 Jahren des Beobach-

tungszeitraums ein Bevölkerungsplus von bis zu 

10 Prozent verbuchen konnten, ging die Bevöl-

kerung in den ostdeutschen Flächenländern um 

annähernd 11 Prozent, in Sachsen-Anhalt sogar 

um rund 18 Prozent zurück. 

Abbildung 2: Bevölkerungsentwicklung im Vergleich, 1996-2017 
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Projektion für die deutschen Bun-

desländer 

Die unterschiedlichen wirtschaftlichen und demo-

grafischen Entwicklungen haben unmittelbare 

Auswirkungen auf die Projektion zukünftiger Ent-

wicklungen. In der Studie betrachten wir ein Ba-

sisszenario und vier unterschiedliche Alterna-

tivszenarien. Hier stellen wir zwei Szenarien vor. 

Im Basisszenario schreiben wir die derzeitigen 

wirtschaftlichen und demografischen Trends in 

den einzelnen Bundesländern anhand histori-

scher Durchschnitte fort. In einem alternativen 

Szenario untersuchen wir, welche Entwicklungen 

notwendig sind, um eine Angleichung der Le-

bensverhältnisse zwischen den ostdeutschen 

Flächenländern und den (teilweise) struktur-

schwachen westdeutschen Bundesländern zu er-

reichen. Das Basisszenario ist somit eine eher 

konservative Schätzung und zugleich das von 

uns als am wahrscheinlichsten erachtete Szena-

rio. Der wesentliche Treiber der Entwicklungen in 

diesem Szenario ist die Entwicklung der Einwoh-

ner und der erwerbsfähigen Bevölkerung in den 

einzelnen Bundesländern. 

Gemäß unserer Projektion bleibt die Zahl der 

Einwohner in Deutschland bis 2028 annähernd 

konstant und folgt dann einem leichten Abwärts-

trend. Dieser Trend setzt sich zusammen aus ei-

ner linearen Abnahme in Ostdeutschland und ei-

nem schwächeren Rückgang in Westdeutsch-

land. Während die Einwohnerzahl im Projekti-

onszeitraum in Hamburg und Berlin zunimmt, in 

Baden-Württemberg, Bayern und Hessen im 

Durchschnitt ungefähr konstant bleibt und auch 

in Schleswig-Holstein und Bremen zuerst noch 

positiv ist, nimmt die Bevölkerungszahl in allen 

anderen Bundesländern im Zeitverlauf über-

durchschnittlich stark ab. 

Die erwerbsfähige Bevölkerung in Deutschland 

nimmt im gesamten Projektionszeitraum deutlich 

ab. Dieses Bild zeigt sich sowohl in Ostdeutsch-

land als auch in Westdeutschland. Eine weniger 

starke Abnahme verzeichnen Baden-Württem-

berg, Bayern, Bremen und Hessen. Ausnahmen 

vom allgemeinen Abwärtstrend sind Berlin und 

Hamburg, in denen die erwerbsfähige Bevölke-

rung im Projektionszeitraum zunächst zunimmt 

und dann rückläufig sein dürfte. 

Die Zahl der Erwerbstätigen in Deutschland 

bleibt zunächst bis ins Jahr 2024 annähernd kon-

stant. Hierbei übersteigt die Ausweitung der Er-

werbstätigenquote den negativen Trend der er-

werbsfähigen Bevölkerung. Zum Ende des Pro-

jektionszeitraums überwiegt dann der negative 

demografische Effekt und die Anzahl der Erwerb-

stätigen folgt der abnehmenden Dynamik der er-

werbsfähigen Bevölkerung. Auch dieses Bild 

zeigt sich sowohl in Ostdeutschland als auch in 

Westdeutschland. Der Rückgang zum Ende des 

Projektionszeitraums fällt etwas ausgeprägter in 

allen strukturschwachen Bundesländern aus. 

Diese sind Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-

mern, das Saarland, Sachsen-Anhalt und Thürin-

gen. Positiver verläuft die Entwicklung in den 

strukturstarken Bundesländern Baden-Württem-

berg, Bayern und Hessen. Ausnahmen bilden 

Berlin und Hamburg, in denen die Zahl der Er-

werbstätigen fast den ganzen Projektionszeit-

raum über ansteigen dürfte. 

Basisszenario: Fortschreibung der 

Trends 

Im Basisszenario werden die historischen Trends 

der demografischen und wirtschaftlichen Ent-

wicklung unter bestimmten Annahmen fortge-

schrieben; Details sind in der Studie einsehbar 

(vgl. Gillmann et al., 2019). Demnach dürfte die 

deutsche Wirtschaft im Projektionszeitraum ins-

gesamt pro Jahr um durchschnittlich 0,7 Prozent 

wachsen – das Potentialwachstum wird sich also 

im Vergleich zur Vergangenheit in etwa halbie-

ren. 

Die Projektion des Lebensstandards und der Ar-

beitsproduktivität für das gesamte Bundesgebiet 

wird in Abbildung 3 dargestellt. 

Zu Beginn des Projektionszeitraums wächst der 

Lebensstandard schneller als die Arbeitsproduk-

tivität. Dies ändert sich jedoch Anfang der 

2020er-Jahre. Der einsetzende Rückgang der 

Erwerbstätigkeit wird insoweit zum Teil dadurch 

kompensiert, dass die Arbeitsproduktivität stär-

ker zunimmt. 
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Die Differenz zwischen dem Wachstum der Ar-

beitsproduktivität und der Zunahme des Lebens-

standards wird hier als Produktivitätslücke be-

zeichnet. Sie gibt also an, wie stark die Arbeits-

produktivität pro Jahr zusätzlich steigen müsste, 

um ein vorgegebenes Wachstumsziel (etwa den 

derzeitigen Lebensstandard) zu erreichen – und 

somit den Rückgang der Erwerbstätigen zu kom-

pensieren. 

In unserer Projektion beträgt die Produktivitätslü-

cke im Durchschnitt 0,2 Prozentpunkte pro Jahr. 

Zum Vergleich: Die durchschnittliche Produktivi-

tätslücke der Jahre 1995 bis 2017 betrug 

-0,6 Prozentpunkte, was gleichbedeutend dafür 

steht, dass der Produktivitätsanstieg mehr als 

ausreichend war, um den Lebensstandard zu er-

höhen. In der Projektion muss damit gerechnet 

werden, dass der Produktivitätsanstieg nicht 

mehr ausreichen wird, um den Lebensstandard 

im gleichen Maße steigen zu lassen. Die demo-

grafische Belastung wird daher in erheblichem 

Maße zunehmen, die Kompensation durch mehr 

Produktivität bleibt – ceteris paribus – aus. 

Welche Herausforde-

rungen ergeben sich 

für die einzelnen Bun-

desländer? Tabelle 1 

stellt die Veränderung 

ausgewählter Kenn-

zahlen im Basisszena-

rio dar. Nach unserer 

Projektion wird die 

Wirtschaft in Berlin 

und Bayern jahres-

durchschnittlich am 

kräftigsten expandie-

ren. Allerdings fällt 

das Potentialwachs-

tum in allen Bundes-

ländern im Projekti-

onszeitraum deutlich 

schwächer als in der 

Vergangenheit aus. 

Ebenso nimmt die 

Dynamik über die Zeit 

ab. In Sachsen-An-

halt, dem Saarland 

und in Mecklenburg-

Vorpommern dürfte 

die Wirtschaftsleistung 

im Projektionszeitraum sogar etwas zurückge-

hen, was maßgeblich auf die sich verschärfen-

den demografischen Bedingungen ab Mitte der 

2020er-Jahre zurückzuführen ist. 

Im Projektionszeitraum dürfte der Lebensstan-

dard im Freistaat Sachsen jahresdurchschnittlich 

am stärksten zunehmen. Das Saarland dürfte im 

selben Zeitraum die geringste jahresdurch-

schnittliche Steigerung des Lebensstandards er-

fahren. Im Basisszenario ergibt sich die Zu-

nahme des Lebensstandards in den meisten Fäl-

len aus einer Kombination des Wirtschafts-

wachstums und des Bevölkerungsrückgangs. 

Ausnahmen sind lediglich die süddeutschen 

Bundesländer Bayern und Baden-Württemberg 

sowie die Stadtstaaten Hamburg und Berlin. Da 

hier die Einwohnerzahl zunimmt, wird der   Zu-

wachs des Bruttoinlandsprodukts auf insgesamt 

mehr Köpfe verteilt, mit der Folge, dass die Zu-

nahme des Lebensstandards hinter dem Anstieg 

der Wirtschaftsleistung insgesamt zurückbleibt. 

Abbildung 3: Entwicklung der Produktivitätslücke für Deutschland im Projektionszeitraum 

Tabelle 1: Veränderung ausgewählter Kennziffern Ostdeutschlands im Alternativszenario 2 
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In Hessen bleibt die Einwohnerzahl im Projekti-

onszeitraum im Durchschnitt konstant. Die Zu-

nahme des Lebensstandards ist hier also maß-

geblich auf das Wirtschaftswachstum zurückzu-

führen. Im Saarland, in Sachsen-Anhalt und in 

Mecklenburg-Vorpommern schließlich schrumpft 

die Wirtschaftsleistung im Projektionszeitraum 

pro Jahr leicht. Aufgrund des im Vergleich zum 

Wirtschaftswachstum stärkeren Bevölkerungs-

rückgangs steigt der Lebensstandard aber auch 

hier weiter an. 

Für die Bundesländer ergeben sich unterschied-

lich Herausforderungen. In Berlin ist die Produkti-

vitätslücke mit -0,1 Prozent sogar negativ, was 

auf den starken projizierten Anstieg der Erwerbs-

bevölkerung zurückzuführen ist. In den restlichen 

Bundesländern schrumpft die Zahl der Erwerb-

stätigen stärker als die Zahl der Einwohner, so 

dass die Produktivität pro Erwerbstätigen steigen 

muss, um den projizierten Anstieg des Lebens-

standards zu gewährleisten. Herausforderungen 

ergeben sich in beiden Landesteilen. In den 

strukturschwachen westdeutschen Regionen 

Saarland und Rheinland-Pfalz entsteht eine in 

etwa gleich große Produktivitätslücke wie in den 

strukturschwachen ostdeutschen Regionen 

Sachsen-Anhalt, Thüringen und Brandenburg. 

Die größte Produktivitätslücke entsteht in Meck-

lenburg-Vorpommern mit 0,8 Prozent, was auf 

den starken Rückgang der Erwerbstätigen zu-

rückzuführen ist. 

Alternativszenario: Konvergenz 

des Lebensstandards 

Dieses Szenario untersucht, welche Entwicklun-

gen notwendig sind, damit der Lebensstandard 

der ostdeutschen Flächenländer bis zum Ende 

des Projektionszeitraums zum durchschnittlichen 

Niveau der strukturschwachen westdeutschen 

Bundesländer konvergiert. 

Damit die Konvergenz des Lebensstandards er-

reicht werden kann, müsste das BIP je EW in 

den ostdeutschen Flächenländern jahresdurch-

schnittlich deutlich stärker steigen als im Ba-

sisszenario – im Freistaat Sachsen um jahres-

durchschnittlich 1,7 Prozent, in Mecklenburg-

Vorpommern sogar um 2,5 Prozent. 

In Bezug auf die Arbeitsproduktivität lassen sich 

die ostdeutschen Bundesländer in zwei Gruppen 

aufteilen. Sachsen und Thüringen brauchen ähn-

lich wie beim Lebensstandard im Vergleich zum 

Basisszenario einen zusätzlichen Anstieg der Ar-

beitsproduktivität um 0,6 Prozent bzw. 1,0 Pro-

zent. Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern 

und Sachsen-Anhalt müssten ihr jahresdurch-

schnittliches Arbeitsproduktivitätswachstum hin-

gegen etwas mehr als verdoppeln. 

Damit der Lebensstandard der ostdeutschen Flä-

chenländer an das Niveau der strukturschwa-

chen westdeutschen Länder konvergiert, muss 

ein deutlich höheres Wirtschaftswachstum er-

reicht werden als im Basisszenario. Mecklen-

burg-Vorpommern und Brandenburg stehen hier 

vor den größten Anstrengungen. Dort muss das 

BIP pro Kopf um 1,5 bzw. fast zwei Prozent-

punkte höher liegen als im Basisszenario. Die 

anderen ostdeutschen Bundesländer stehen in 

dieser Hinsicht etwas besser dar. 

Wie kann ein solches Wirtschaftswachstum er-

reicht werden? Der wesentliche Treiber ist wohl 

der technische Fortschritt. Aus diesem Grund 

wird im Folgenden die notwendige Innovationslü-

cke aufgezeigt, die zur Konvergenz des Lebens-

standards benötigt wird (vgl. Abbildung 4). Diese 

gibt an, wie viel technologisches Wachstum ein 

Bundesland insgesamt bräuchte, um die gege-

bene Produktivitätslücke zu schließen und das 

Niveau seines Lebensstandards auf den Durch-

schnitt der strukturschwachen westdeutschen 

Bundesländer zu heben. 

Die größten Herausforderungen ergeben sich für 

Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-

Vorpommern. Letzteres benötigt mehr als das 

Doppelte der jeweiligen historischen Zuwachsra-

ten: Hier müsste die TFP anstatt des histori-

schen Wachstums von 0,7 Prozent im Projekti-

onszeitraum jahresdurchschnittlich um 2,6 Pro-

zent wachsen, wie Abbildung 4 darstellt. Etwas 

besser stehen Sachsen und Thüringen dar, 

wenngleich auch hier das Wachstum der TFP 

fast doppelt so stark sein müsste. Vor dem Hin-

tergrund der sich verschärfenden demografi-

schen Rahmenbedingungen und vor allem der 

derzeitigen niedrigen Wachstumsraten der TFP 

muss dies wohl als eher unwahrscheinlich erach-

tet werden. 
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Fazit 

Die Ergebnisse dieser Studie zeigen auf, dass 

die demografische Entwicklung einen höheren 

Produktivitäts- und Innovationsbedarf erforderlich 

macht. Wirtschaftspolitisch kann mit Maßnahmen 

gegengesteuert werden. Für den Faktor Arbeit 

liegt in der Steigerung der Erwerbsquote eine 

wichtige Maßnahme – welche jedoch nicht mehr 

unbegrenzt möglich ist, da schon heute hohe Er-

werbsquoten in den Bundesländern zu beobach-

ten sind. Jedoch könnte die derzeit diskutierte 

gezielte Fachkräftezuwanderung Abhilfe schaf-

fen. 

Darüber hinaus ist es sinnvoll, Maßnahmen zu 

ergreifen, die auf eine Steigerung der Arbeitspro-

duktivität abzielen. Besonders jene Maßnahmen 

sind vielversprechend, die die negativen Effekte 

des Rückgangs des Erwerbspersonenpotentials 

abfedern oder gar kompensieren. Ein möglicher 

Weg besteht darin, die Qualität der eingesetzten 

Arbeitskräfte zu verbessern, also vermehrt in 

(Weiter-)Bildung zu investieren. Der alternative 

Weg besteht darin, zusätzliche komplementäre 

Produktionsfaktoren verfügbar zu machen, also 

in erster Linie zusätzliches Sach- oder Wissens-

kapital. Dies wäre gleichbedeutend entweder mit 

einer stärkeren Kapitalintensivierung der Produk-

tion, also einer höheren Investitionsquote, oder 

mit einer Stärkung des technischen Fortschritts – 

Maßnahmen, die jeweils positiv auf das Produkti-

vitätswachstum einzahlen und somit den Rück-

gang des Arbeitskräftepotenzials kompensieren 

können. 

Beides ist möglich, wenn die Investitionen zulas-

ten des privaten und öffentlichen Konsums aus-

geweitet werden. Um dies zu erreichen, ist eine 

stärkere Ausrichtung 

der deutschen Wirt-

schaftspolitik auf eine 

Wachstumsorientie-

rung erforderlich. Hier 

ist vor allem an eine 

Stärkung der Innovati-

onskraft zu denken, 

die deshalb eine deut-

lich höhere politische 

Priorität erhalten sollte 

als bisher. Dies gilt 

gerade auch für struk-

turschwache Regionen, die auch laut dieser Stu-

die künftig in erheblichem Maße Produktivitäts- 

und Innovationsbedarfe aufweisen werden. Eine 

bessere regionale Vernetzung von Unternehmen 

und Hochschulen (auch im Rahmen einer neuen 

Clusterpolitik) könnte hier zu einer höheren Inno-

vationsfähigkeit und letztlich zu einem breiten 

Produktivitätswachstum beitragen. 

Ausführliche Studie 
Gillmann, N., R. Lehmann, J. A. Nauerth, D. 

Ponattu, J. Ragnitz, J. Sonnenburg und M. We-

ber (2019). Wachstum und Produktivität 2035. 

Bertelsmann Stiftung. Gütersloh. 
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Abbildung 4: Notwendiger technischer Fortschritt zur Konvergenz des Lebensstandards 
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